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Sachverhalt und Antrage 

Die europaische Patentanmeldung Nr. 83 902 429.6 wurde als 

internationale Anmeldung PCT/DE 83/00132 eingereicht. 
Anmelderin ist die Joh. Vaillant GmbH und Co, Berghauser-

stra8e 40, Postfach 10 10 20, D-5630 Reinscheid. 

Vertreten wird die Anmelderin von einein zugelassenen 

Vertreter, der wàhrend des gesamten bisherigen 

Anineldungsverfahrens als Geschãftsanschrift die Adresse 
der Anmelderin angegeben hat. Alle an den Vertreter 
gerichteten Mitteilungen und Bescheide des Europäischen 
Patentamts wurden an diese Geschäftsanschrift gesandt, so 
auch der Bescheid der Prüfungsabteilung gemal3 Artikel 96 

(2) und Regel 51 (2) EPU vom 24. April 1986 sowie die 

Mitteilung nach Regel 69 (1) EPU voin 3. Oktober 1986, daB 

die Anmeldung Nr. 83 902 429.6 wegen nicht rechtzeitiger 

Stellungnahme zu dem Prüfungsbescheid vom 24. April 1986 

gemäB Artikel 96 (3) EPU als zurückgenoiiunen gilt. 

Mit Schreiben voin 28. Januar 1987, eingegangen beim 
Europäischen Patentaint am 29. Januar 1987, beantragte der 

Vertreter der Anmelderin die Weiterbehandlung der 

Anmeldung gemäi3 Artikel 121 EPU. Gléichzeitig holte er die 

versãumte Handlung nach und bezahite die Weiter-

behandlungsgebühr am 4. Februar 1987, so daB der Antrag 

als an diesemn Tag gesteilt gilt. 

Am 5. Februar 1987 machte der Formalsachbearbeiter der 

zustãndigen PrUfungsabteilung den Vertreter der Anmnelderin 

auf die Mitteilung vom 3. Oktober 1986 aufmerksam. 
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Nit Schreiben vom 6. Februar 1987, eingegangen am 

10. Februar 1987, beantragte der Vertreter, die Anmelderin 

gemãB Artikel 122 EPU wieder in die Frist zur Beantwortung 

des Prüfungsbescheids vom 24. April 1986 einzusetzen. Die 

entsprechende Gebühr wurde am 13. Februar 1987 entrichtet, 

so daB der Antrag als an diesem Tag gestelit gilt. 

Zur Begründung seiner Antràge hatte der Vertreter der 

Anmelderin im wesentlichen vorgetragen, er habe die 

Mitteilung nach Regel 69 (1) EPU zu keinem Zeitpunkt 

erhalten. Aus diesem Grund habe die Anmelderin von sich 

Weiterbehandlung beantragen müssen. 

Mit Entscheidung vom 30. Mai 1989 hat der Formalsach-

bearbeiter der zuständigen Prüfungsabteilung die Anträge 

auf Weiterbehandlung und Wiedereinsetzung zurückgewiesen. 

Entsprechende Nachforschungen bei der Post hätten ergeben, 

daB die fragliche Mitteilung vom 3. Oktober 1986 wirksam 

an den Vertreter der Anmelderin zugesteilt worden sei. Da 

dieser als Gescháftsanschrift die Adresse der Anmelderin 

angegeben habe, konnte die Sendung wirksam an einen 

Angestellten der Anmelderin gemãB den einschlãgigen 

Vorschriften der Deutschen Postordnung übergeben werden. 

Daher sei der Weiterbehandlungsantrag verspätet gestelit 

worden. Der weitere Antrag auf Wiedereinsetzung, der 

zutref fender Weise als Antrag auf Wiedereinsetzung in die 

Frist zur Stellung des Weiterbehandlungsantrags 

aufzufassen sei, inüsse als unbegründet zurückgewiesen 

werden, da die Anmelderin keine hinreichenden Gründe dafUr 

vorgetragen habe, daB sie trotz entsprechender Sorgfalt 

die Frist nicht habe einhalten können. 

Gegen die Entscheidung vom 30. Mai 1989 hat die 

Beschwerdeführerin am 5. Juli 1989 Beschwerde eingelegt 

und am gleichen Tag die Beschwerdegebühr bezahit. In ihrer 

am 2. August 1989 eingegangenen Beschwerdebegründung, 
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ergãnzt durch die schriftliche Stellungnahme vom 
15. Juni 1990 und den Sachvortrag in der mündlichen 
Verhandlung vom 22. Mai 1991, trãgt die Beschwerdeführerin 
im wesentlichen vor, daB die fragliche Sendung ihrein 
Vertreter nicht persônhich zugesteilt worden sei. Dies 
hãtte der Postbote jedenfalls zunàchst versuchen müssen, 
bevor er an einen "Ersatzempfänger" zustelit. Die 
Vorschriften der Deutschen Postordnung käinen daher nicht 
zur Anwendung. Da eine ordnungsgemäl3e Zustellung nicht 
nachgewiesen sei, müsse der Weiterbehandlungsantrag als 
rechtzeitig gestelit angesehen werden. Zur beantragten 
Wiedereinsetzung kônne nur vorgetragen werden, daB 
normalerweise dem Vertreter der Beschwerdeführerin an ihn 
gerichtete Sendungen, die einer ihrer Angesteliten in 
Empfang nehine, am selben Tag vorgelegt werden. Diese 
Praxis habe sich abgesehen von der vorliegenden und noch 
einer weiteren Ausnahine auch inuiier bewãhrt. 

IX. 	Die Beschwerdeführerin beantragt daher, 

die angefochtene Entscheidung aufzuheben, 

und 

festzustellen, daB der Weiterbehandlungsantrag als 
rechtzeitig eingereicht anzusehen ist, 

hilfsweise 

daB die Patentanmelderin in die Frist zur Stellung des 
Antrags auf Weiterbehandlung wiedereingesetzt wird. 

Entscheidungsgründe 

1. 	Die Beschwerde ist zulässig. 
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Der Vertreter der Beschwerdeführerin hatte ursprünglich in 
seinem Antrag vom 6. Februar 1987 die Wiedereinsetzung in 
die zur Beantwortung des Prüfungsbescheids vom 
24. April 1986 gesetzte Frist beantragt. Im angegriffenen 
BeschluB ist dieser Antrag dahingehend ausgelegt worden, 
daB die Wiedereinsetzung in die Frist zur Stellung des 
Antrags auf Weiterbehandlung begehrt wird. In seinem in 
der inündlichen Verhandlung vom 22. Mai 1991 gesteilten 
Hilfsantrag ist der Vertreter der Beschwerdeführerin 
dieser Auslegung gefolgt, die soinit auch Grundlage für die 
vorliegende Entscheidung ist. 

Hauptantrag 

Entsprechend Artikel 121 (2) EPU muSte der Antrag der 
Beschwerdeführerin auf Weiterbehandlung ihrer Patent-
anineldung spätestens vor Ablauf von zwei Monaten nach dent 
Tag der Zustellung der Mitteilung vont 3. Oktober 1986, daB 
die Anmeldung als zuruckgenoininen gilt, schriftlich 
eingereicht werden. Der Vertreter der Beschwerdeführerin 
beruft sich darauf, diese Frist sei gewahrt, da der 
ma8gebliche Bescheid ihm nicht wirksant zugesteilt worden 
sei. 

mm vorliegenden Fall hat der Formalsachbearbeiter der 
zustãndigen Prufungsabteilung die Mitteilung ordnungsgemal3 
durch eingeschriebenen Brief an den Vertreter der 
Beschwerdeführerin zur Post gegeben, Regel 78 (1) EPU. 
Nach Absatz 3 derselben Regel gilt bei dieser Art der 
Zustellung der Brief mit dent zehnten Tag nach Abgabe zur 
Post als zugestelit, es sei denn er ist nicht oder an 
elnem spãteren Tag zugegangen. In Zweifelsfällen hat das 
Europàische Patentamt die ordnungsgeinàBe Zustellung 
nachzuweisen. 
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GemàB Regel 81 EPU sind urn Falle der Bestellung eines 

Vertreters Zustellungen an diesen zu richten, mit der 

Folge, daB dern oder der Vertretenen nicht inehr wirksam 

zugestelit werden kann. Wie sich aus den vain Europäischen 

Patentamt angesteliten Nachforschungen ergibt, ist die 

Sendung eineni "Enipfangsberechtigten" übergeben worden. 

Dieser Ernpfangsberechtigte war jedoch nicht der Vertreter 

der Beschwerdeführerin sondern eine ihrer zum Postempfang 

bevollinächtigte Angestelite. 

Zutref fend hat der Forinalsachbearbeiter festgestellt, daJ3 

der Vertreter als Geschäftsadresse die Anschrift der 

Beschwerdeführerin angegeben hat und an diese auch, wie 

vom Vertreter eingeraumt, in der Regel an ihn gerichtete 

Sendungen wirksam zugestelit worden sind. Dennoch vermag 

die Kanuner nicht die Auffassung der ersten Instanz zu 

teilen, aus diesern TJmstand ergebe sich unter Heranziehung 

der Vorschriften der Deutschen Postordnung, daB auch der 

Bescheid vain 3. Oktober 1986 wirksam dem Vertreter der 

Beschwerdeführerin zugesteilt warden sei. 

Regel 78 (5) EPU sieht vor, daJ3 ergänzend zu den 

Bestiinrnungen der Konvention das Recht des Staates 

anzuwenden ist, in dessen Hoheitsgebiet die Zustellung 

erfolgt. 

Ausgehend von der entsprechenden Vorschriften der 

Deutschen Postordnung, §§ 45 und 50, hatte zunächst eine 

Zustellung an den Vertreter der Beschwerdeführerin 

persónlich oder einen von ihrn zurn Postempfang Berechtigten 

zu erfolgen. Nur insoweit eine soiche Zustellung 

nachweislich erfolgios versucht worden ware, hãtte sie 

xnäglicherweise unter Anwendung der rnaBgeblichen 

Vorschriften der Deutschen Postordnung, § 51, an einen 

"Ersatzempfànger", hier die Beschwerdeführerin oder ihren 

Beauftragten, bewirkt werden kônnen. Weder aus der von der 
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ersten Instanz eingeholten Bestãtigung der Post noch dein 
ubrigen Akteninhalt kann entnommen werden, daB eine 
Zustellung an den Vertreter der Beschwerdeführerin, die 
dieser ausdrücklich bestritten hat, versucht worden ist. 

Zusammenfassend 1st daher festzustellen, daB das 
Europäische Patentamt eine ordnungsgeznä8e Zustellung des 
Bescheides vom 3. Oktober 1986 nicht nachgewiesen hat. 
Hieraus folgt, daB der Weiterbehandlungsantrag der 
Annielderin vom 29. Januar 1987 fristgemäB mm Sinne von 
Artikel 121 (1), 1. Satz EPU gesteilt worden ist. 

Hilfsantrag 

Aufgrund der oben dargesteilten Sach- und Rechtslage 
braucht auf den Hilfsantrag nicht mehr eingegangen zu 
werden. 

Entzchcidungsforniei 

Aus diesen GrUriden wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Es wird festgestellt, daB der Weiterbehandlungsantrag 
rechtzeitig gestelit worden ist. 

Der Geschäftsstellenbeamte: 	 Der Vorsitzende: 

J. Rückerl 
	 C. Payraudeau 
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